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I. Amtlicher Teil

Bildung

Verwaltungsvorschriften über Vergleichsarbeiten 
als diagnostische Testverfahren

(VV-Diagnostische Testverfahren)

Vom 27. Oktober 2017
Gz.: 31.6 – 54100

Auf Grund des § 146 in Verbindung mit § 66 Absatz 2 und § 44 
Absatz 4 des Brandenburgischen Schulgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBl. I S. 78), von 
denen § 44 Absatz 2 durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Januar 
2007 (GVBl. I S. 2) geändert worden ist, bestimmt die Ministe-
rin für Bildung, Jugend und Sport:

1 – Grundsätze und Ziele

(1) Vergleichsarbeiten als diagnostische Testverfahren sind 
gemäß § 66 Absatz 2 des Brandenburgischen Schulgesetzes 
ein Instrument zur Qualitätssicherung. Sie dienen der Stand-
ortbestimmung schulischer Leistungen der Schülerinnen und 
Schüler (Lernstandsmessung), unterstützen die Lehrkräfte bei 
der Einschätzung ihrer Unterrichtsergebnisse, der Auswahl ge-
eigneter Fördermaßnahmen, stärken ihre diagnostischen Kom-
petenzen und leisten damit einen Beitrag zur Verbesserung des 
Unterrichts.

(2) Diese Verwaltungsvorschriften gelten für alle Grundschulen 
und weiterführenden allgemeinbildenden Schulen in öffentli-
cher Trägerschaft. Alle Schülerinnen und Schüler, die nach den 
Rahmenlehrplänen der allgemeinen Schule unterrichtet wer-
den, sind gemäß § 44 Absatz 4 des Brandenburgischen Schul-
gesetzes verpflichtet, an den Vergleichsarbeiten teilzunehmen. 
Schulen in freier Trägerschaft können in Absprache mit dem für 
Schule zuständigen Ministerium an den Vergleichsarbeiten teil-
nehmen. Für die erforderliche Verarbeitung personenbezogener 
Daten bedarf es gemäß § 66 Absatz 3 des Brandenburgischen 
Schulgesetzes keiner Einwilligung.

2 – Verfahren

(1) Die Vergleichsarbeiten werden nach einem für alle Schulen 
gleichen Verfahren geschrieben. Die Fächer oder Lernbereiche 
der Vergleichsarbeiten sowie die Termine aller Vergleichsar-
beiten werden durch das für Schule zuständige Ministerium 
durch Rundschreiben festgelegt. Die Aufgaben und die Aus-
wertungsvorgaben werden den Schulen zentral vorgegeben und 
als Druckvorlage in Papierform, als zentral gedrucktes Material 
oder über ein Passwort zum Herunterladen auf elektronischem 
Wege zur Verfügung gestellt.

(2) Die Schulleiterinnen und Schulleiter, die Lehrkräfte sowie 
sonstige mit der Vorbereitung und Durchführung befassten und 
beauftragten Personen, die Kenntnis von den Aufgaben und 
Auswertungsvorgaben erlangen, sind bis zur Durchführung der 
Vergleichsarbeiten zur Geheimhaltung verpflichtet. 

3 – Auswertung und Datenverarbeitung

(1) Die Schulen werten die Vergleichsarbeiten nach den Aus-
wertungsvorgaben in der Regel selbst aus. Das für Schule zu-
ständige Ministerium kann festlegen, dass die Auswertung auch 
durch geeignete Lehrkräfte einer anderen Schule erfolgt. Die 
Vergleichsarbeiten werden nicht benotet. Die Rückmeldung der 
grundsätzlich von der jeweils beauftragten Lehrkraft pseudo-
nymisierten schulischen Ergebnisse an das für Schule zustän-
dige Ministerium  oder einen von ihm zur Datenverarbeitung 
beauftragten wissenschaftlichen Projektträger erfolgt auf elek-
tronischem Wege. Das Verfahren zur einheitlichen Pseudony-
misierung wird von dem für Schule zuständigen Ministerium 
vorgegeben. Die Pseudonymisierung des Schülerdatensatzes 
nimmt die für das Fach oder den Lernbereich zuständige Lehr-
kraft oder die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer vor. Die 
Pseudonymisierung darf von der Schulaufsichtsbehörde nicht 
aufgehoben werden. 

(2) Der wissenschaftliche Projektträger wertet die Ergebnisse 
aus den Vergleichsarbeiten aus, um Vergleichs- und Referenz-
werte der Klassen/Kurse, der Schule, des Landes und bei län-
derübergreifenden Arbeiten im Ländervergleich zu bestimmen. 
Die Auswertungen auf Klassen- bzw. Kursebene, Schulebene, 
Landesebene oder Ländervergleiche werden den Schulen und 
der obersten Schulaufsichtsbehörde vom beauftragten wissen-
schaftlichen Projektträger bereitgestellt. Die Verarbeitung der 
Schülerdaten ist so vorzunehmen, dass Unbefugte keinen Zu-
griff erlangen können. Der Zugang zu den Daten und deren Ver-
arbeitung sind durch Identifikationsverfahren zu sichern. 

(3) Die Ergebnisse der einzelnen Schülerinnen und Schüler ei-
ner Klasse werden diesen und deren Eltern zu dem durch das 
für Schule zuständige Ministerium festgesetzten Zeitpunkt be-
kannt gegeben und der Schülerakte beigefügt. Die Aufgaben 
werden den Eltern nach der Auswertung zur freien Verfügung 
ausgehändigt. Die das jeweilige Fach unterrichtenden Lehr-
kräfte entwickeln auf der Basis der Ergebnisse individuelle 
Fördermaßnahmen, die im Unterricht umzusetzen sind. 

(4) Die anonymisierten Ergebnisse der Klassen und die der 
Schule sind allen schulischen Gremien zur Verfügung zu stel-
len. Die Schule darf ihre schulischen Ergebnisse nur veröffent-
lichen, wenn es die Schulkonferenz beschließt.

4 – Zentrale Stichprobe, Kontextbefragungen

Um allgemeine Entwicklungen im Land Brandenburg und län-
derübergreifend beschreiben zu können, werden die Ergebnisse 
von einem Teil aller Schulen vom für Schule zuständigen Mi-
nisterium zentral erfasst und analysiert (Stichprobe). Die Stich-
probe wird durch das für Schule zuständige Ministerium oder 
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einem von ihm beauftragten wissenschaftlichen Projektträger 
nach den Regeln statistischer Methodik bestimmt. Im Falle der 
Beauftragung eines Projektträgers trägt die Gesamtverantwor-
tung das für Schule zuständige Ministerium. Über Schüler-, 
Eltern- und Lehrerfragebogen werden Kontextdaten in pseu-
donymisierter Form erhoben, um einen dem Einzugsgebiet 
der Schule und der Klassenzusammensetzung entsprechenden 
Vergleich zu ermöglichen. Die Schülerinnen und Schüler und 
die Lehrkräfte sind zur Teilnahme verpflichtet (§ 44 Absatz 4 
und § 66 Absatz 2 des Brandenburgischen Schulgesetzes). Die 
Teilnahme der Eltern erfolgt freiwillig. Die Schulleiterinnen 
und Schulleiter an den für die Stichprobe und Kontextbefra-
gungen ausgewählten Schulen stellen die ordnungsgemäße 
Durchführung und Rückmeldung sicher. Insbesondere ist die 
Entgegennahme und weitere Bearbeitung der Fragebögen für 
die Rückmeldung zur zentralen Erfassung so zu organisieren, 
dass ein Personenbezug ausgeschlossen ist. Einsichtnahmen in 
ausgefüllte Fragebögen sind in keinem Fall zulässig. 

5 – Aufgabenerprobung

Die Aufgabensammlungen für die Vergleichsarbeiten werden 
kontinuierlich im Hinblick auf zu erreichende Standards wei-
terentwickelt. Neu entwickelte Aufgaben werden im Vorfeld er-
probt, um ihren Schwierigkeitsgrad zu bestimmen. Eine jährlich 
wechselnde Anzahl von Schulen nimmt an der Aufgabenerpro-
bung (Pilotierung) teil. Die Schulen werden durch das für Schu-
le zuständige Ministerium bestimmt. Die Schulleiterinnen und 
Schulleiter der ausgewählten Schulen stellen die Durchführung 
und pseudonymisierte Rückmeldung der Aufgabenerprobung 
sicher. Die im Rahmen der Aufgabenerprobung ermittelten Er-
gebnisse werden den beteiligten Schulen, den Schülerinnen und 
Schülern und deren Eltern nicht zurückgemeldet, da sie aus-
schließlich der Auswahl geeigneter Testaufgaben dienen. 

6 – Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung vom 1. Au-
gust 2017 in Kraft und am 31. Juli 2022 außer Kraft.

Potsdam, den 27. Oktober 2017

Die Ministerin für Bildung,
Jugend und Sport

Britta Ernst

II. Nichtamtlicher Teil

Stellenausschreibungen

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Brandenburg an der 
Havel ist vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen beabsichtigt, nachfolgende Stellen für Schul-
leitungsfunktionen neu zu besetzen:

1.	 Schulleiterin oder Schulleiter an einer Grundschule

	 Grundschule im Bornstedter Feld - Rote Kaserne Ost
	 Esplanade 5
	 14469 Potsdam
	
	 – Besetzung zum nächstmöglichen Termin –

	 Aufgaben:
	 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken 
mit Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern 
mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität 
schulischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit; entscheidet über den Unterrichtsein-
satz der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbildung 
der Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen und 
Lehramtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofilbil-
dung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur.

	 Voraussetzungen:
	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Primarstufe. 

	
	 Anforderungen:
	 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 

Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs-
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; ho- 
he Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständig-
keit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kennt-
nisse über das Schulrecht im Land Brandenburg; umfas-
sende Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 
Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifika-
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.
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	 Weitere Hinweise:
	 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe 14 
BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet. 

	
	 Das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter wird gemäß 

§ 120 Landesbeamtengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher-
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen.

2. Schulleiterin oder Schulleiter an einer Oberschule

a.	 Oberschule Rangsdorf
	 Großmachnower Straße 4
	 15834 Rangsdorf

	 – Besetzung zum nächstmöglichen Termin –

b.	 Oberschule „Herbert Tschäpe“ Blankenfelde-Mahlow
	 Bahnhofstraße 63
	 15827 Blankenfelde-Mahlow/OT Dahlewitz
	
	 – Besetzung zum nächstmöglichen Termin –

	 Aufgaben:
	 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken 
mit Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern 
mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität 
schulischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit; Entscheidungen über den Unterricht-
seinsatz der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbil-
dung der Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen 
und Lehramtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsens und einer aufbauenden 
Schulkultur.

	 Voraussetzungen:
	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Sekundar-

stufe I oder Befähigung für die Laufbahn des Förderschul-
lehrers; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in 
der Sekundarstufe I.

	 Anforderungen:
	 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 

Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs-
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; 
hohe Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigen-
ständigkeit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte 

Kenntnisse über das Schulrecht im Land Brandenburg; um-
fassende Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 
Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifikati-
on auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

	 Weitere Hinweise: 
	 Die Stellen können mit Beamten oder mit tariflich Beschäf-

tigten besetzt werden. Sie sind mit der Besoldungsgrup-
pe A 14 BbgBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgrup-
pe 14 TV-L zuzüglich Amtszulage bewertet. 

	 Das Amt als Schulleiterin oder als Schulleiter wird gemäß 
§ 120 des Landesbeamtengesetzes oder gemäß § 31 TV-L 
bis zur Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. 
Eine Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Hö-
hergruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen. 

Schwerbehinderte Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX 
werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht.

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung 
der Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport zu richten an das   

	 Staatliches Schulamt Brandenburg an der Havel
	 Die Leiterin
	 Magdeburger Straße 45
	 14770 Brandenburg an der Havel.

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Cottbus ist vorbehalt-
lich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen 
beabsichtigt, nachfolgende Stellen für Schulleitungsfunktionen 
neu zu besetzen:

1.	 Schulleiterin oder Schulleiter an einer Oberschule mit 
Grundschulteil

	 Grund- und Oberschule Döbern
	 Schulstraße 1
	 03159 Döbern

	 − Besetzung zum 01.08.2018 –

	 Aufgaben:
	 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken 
mit Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern 
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mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität 
schulischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit; entscheidet über den Unterrichtsein-
satz der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbildung 
der Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen und 
Lehramtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofilbil-
dung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur.

	 Voraussetzungen:
	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Sekundar-

stufe I; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in 
der Sekundarstufe I.

	 Anforderungen:
	 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 

Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs-
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; 
hohe Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigen-
ständigkeit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte 
Kenntnisse über das Schulrecht im Land Brandenburg; um-
fassende Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 
Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifika- 
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

	 Weitere Hinweise: 
	 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist sind mit der Besoldungsgrup-
pe A 15 BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 15 TV-L bewertet. 

	 Das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher-
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen.

2.	 Rektorin oder Rektor an einer Oberschule mit Grund-
schulteil als Leiterin bzw. Leiter des Primarstufenberei-
ches (Primarstufenleiterin oder Primarstufenleiter)

	
	 Grund- und Oberschule Döbern
	 Schulstraße 1
	 03159 Döbern

	 − Besetzung zum 01.08.2018 –
 
	 Aufgaben:
	 Die Aufgaben bestimmen sich nach der von der Schullei-

tung beschlossenen Aufgabenverteilung. Folgende Aufga-
ben können zum Arbeitsfeld der Primarstufenleiterin oder 

des Primarstufenleiters gehören: inhaltliche Ausgestaltung 
der Primarstufe im Rahmen der geltenden Vorschriften; 
Beratung und Besuch der in der Primarstufe tätigen Lehr-
kräfte im Unterricht; Unterstützung der Schulleiterin oder 
des Schulleiters beim Verfahren der Aufnahme der Schüle-
rinnen und Schüler in die Jahrgangsstufe 1 und beim Über-
gangsverfahren an die weiterführenden allgemein bilden-
den Schulen; Förderung von Schülerinnen und Schülern in 
der Primarstufe; Gewährleistung der Einhaltung von gel-
tenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften; Zusammen-
wirken mit den Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und 
Schülern mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der 
Qualität schulischer Arbeit.

	 Voraussetzungen:
	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; mindestens fünfjährige Bewährung in der Unterrichts- 
praxis wünschenswert, wobei mindestens drei Jahre Tätig-
keit in der Primarstufe nachgewiesen werden sollen.

	 Anforderungen:
	 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit an der Schule sowie zum engen Zusammenwirken mit 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter, dem Schulträger, 
dem staatlichen Schulamt und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; umfassende Kenntnisse des brandenburgischen 
Schulrechts; gute gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; geeignete Fortbildungen sind 
wünschenswert.

	
	 Weitere Hinweise:
	 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 14 
BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet. 

	 Die Funktion als Primarstufenleiterin oder als Primarstu-
fenleiter wird zur Feststellung der Bewährung in der Funk-
tion übertragen. Die Feststellung der Bewährung erfolgt 
nach Ablauf von neun Monaten. Eine Beförderung in das 
entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann erst 
nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

Schwerbehinderte Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX 
werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt. Bewer-
bungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht.

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung 
der Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport zu richten an das   

	 Staatliche Schulamt Cottbus
	 Herr Boese
	 Blechenstraße 1
	 03046 Cottbus.
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